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Drucksache 1921 


Der Bundesminister der Finanzen 

V B/3 - F 8006 - 2''60 


Bonn, den 10. Juni 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Beir. . Zustimmung zur Überlassung junger Anteile an wirt- 
schaftlichen Unternehmen an andere Bezieher als 
den Bund 

hier: Überlassung neuer Anteile der Nassauischen 
Siedlungsgesellschaft mbH an das Land Hessen 
und die Hessische Landesbank 

Bezug: § 47 Abs. 4 in Verbindung mit Absatz 3 der Reichs- 
haushaltsordnung (RHO) 

Es ist beabsiditigt, bei der Nassauisdien Siedlungsgeseli- 
schaft mbH in Frankfurt (Main) eine Kapitalerhöhung um 
2250000 DM vorzunehmen und die neuen Anteile in Höhe 
von nominal 1500000 DM dem Land Hessen und von nominal 
750000 DM der Hessischen Landesbank zu überlassen. Ge- 
mäß § 47 Abs. 4 in Verbindung mit Absatz 3 der RHO und 
in entsprechender Anwendung der in § 4 Abs. 2 des Haus- 
haltsgesetzes 1960 gezogenen Wertgrenze ist für die vor- 
gesehene Maßnahme die Zustimmung des Bundesrates und 
des Deutschen Bundestages erforderlidi. 

Die Nassauische Siedlungsgesellschaft mbH ist ein ländliches 
Siediungsunternehmen mit einem derzeitigen Stammkapital von 
2100000DM. 50,4 v.H. der Stammanteile nominal 1 059200 DM 
werden zurzeit vom Bund verwaltet (ehemalige Beteiligung 
des Deutschen Reidrs). Die Aufgaben des Unternehmens 
im Rahmen der ländlichen Siedlung, der Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur und der Eingliederung von 
vertriebenen Landwirten sind in den letzten Jahren ständig 
gestiegen. So hat sich z. B. die Bilanzsumme des Unter- 
nehmens von 1955 bis 1958 nahezu verdoppelt (Bilanzsumme 
zum 31. Dezember 1958 rd. 100 Mio DM). Deshalb und zur 
Aufrechterhaltung der Liquidität ist es nunmehr notwendig, 
der Gesellschaft neue Eigenmittel zuzuführen. 

Die Gesellschafter der Nassauisdien Siedlungsgesellschaft mbH 
sind übereingekommen, eine Kapitalerhöhung um 2250000 DM 
auf 4350000 DM vorzunehmen. Eine Beteiligung des Bundes 
an dieser Kapitalerhöhung ist jedoch aus den nachstehenden 
Gründen nicht vorgesehen: 
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Rino zusätzliche Beteiligung des Bundes ist sachlich nidit er- 
forderlich. Es stehen dafür auch keine Haushaltsmittel zur 
Yerfügung. In dem von der Bundesregierung ausgearbeiteten 
Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
des Reichsvermögens und der preußisdien Beteiligungen 
(Reichsvermögen-Gesetz) ist vorgesehen (§ 13), daß der Bund 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes den 26 v. H. 
des Stammkapitals übersteigenden Anteil an dieser Gesellschaft 
iinentgeltlidi auf das Land Hessen überträgt. Der Bund hätte 
danach rund die Hälfte seines derzeitigen Anteils von 50,4 v. H. 
abzu geben. 

Im Zuge der jetzt vorgesehenen Kapitalerhöhung wird dieser 
Anteil auf 24,3 v. H. abnehmen. Damit würde die vorerwähnte 
unentgeltliche Übertragung an das Land Hessen entfallen. 
Der Bund verliert zw'ar jetzt die Sperrminorität; die künftigen 
Hauptgesellschafter haben sich jedoch zu einer Satzungs- 
änderung verpflichtet, diirdi die dem Bund die Redite ge- 
sichert werden sollen, die eine Sperrminorität gewährt. 

Der vorgesehene künftige Anteil des Bundes von 24,3 v. H. 
reicht in Verbindung mit der vorgeselrenen Satzungsänderung 
für die Interessen des Bundes an der Nassauischen Siedlungs- 
gesellschaft mbH aus. 

Ich bitte im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtsdiaft und Forsten, für die Überlassung 
neuer Anteile der Nassauisdren Siedlungsgesellschaft mbH an 
das Land Hessen und an die Hessische Landesbank die Zu- 
stimmung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich den gleichen 
Antrag übermittelt. 


In Vertretung 
des Staatssekretärs 

von Spindler 
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